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INTERNATIONALES SOZIALISTISCHES BUREAU
des Sekretariats nach dem Stuttgarter Kongress
(August 1907-Juni 1908.)
In den letzten Monaten d. J. 1908, war das Sekretariat 
hauptsächlich beschäftigt mit dem Redigiren des Berichts über 
den Stuttgarter Kongress und mit administrativen Arbeiten.
Dieser Bericht ist vor Kurzem erschienen und enthält 440 S. 
In demselben findet der Leser einen vollständigen Bericht 
über die Debatten, eine Delegirtenliste, ein Verzeichniss der 
Kommissionen und den präcisen Text der Resolutionen.
Das Sekretariat wird, mit der Zentralisation der Tätigkeit 
des Bureaus, immer mehr und mehr zur einer Institution, an 
welche Sozialisten aller Länder sich wenden, um in den 
verschiedensten Angelegenheiten Erkundigungen einzuziehen, 
welche irgend welchen Bezug zur Arbeiterbewegung haben. 
Zuweilen fordert man von uns sogar ziemlich grosse Berichte, 
welche einige Monate Arbeit in Anspruch nehmen und die 
nicht immer leicht zu geben sind.
Hauptsächlich werden Erkundigungen eingezogen über 
Angelegenheiten die zeitgemässes Interesse haben. Bald ver­
langen unsere Genossen aus Wisconsin einen vollständigen 
Bericht über die Tätigkeit der Stadtmunicipalitäten in Brest 
und Esbjerg, da die Kapitalistenpresse in den Vereinigten Staa­
ten die Verwaltung dieser Städte zur Bekämpfung des Sozia­
lismus gern ausbeuten möchte. Bald wenden sich an uns 
Arbeiter aus dem oder jenem Distr kt und bitten Erkundigungen 
einzuziehen über Lohn Verhältnisse des einen oder anderen 
ausländischen Industrie-Bezirks. Und dank dem Eifer und der 
Dienstfertigkeit der National oder Gewerkschaftssekretäre ge­
lingt es uns auch den Genossen die nötigen Aufschlüsse zu 
geben und dadurch das Proletariat vor gefährlicher Einwande­
rung zu schützen. Aus diesen Angelegenheiten setzt sich die 
Arbeit zusammen, die das Sekretariat täglich zu verrichten hat 
und die beständig zunimmt.
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Die Delegationen. —  Gleich nach dem Stuttgarter Kongress 
luden die skandinavischen Genossen den Sekretär ein, den 
drei kongressen oder Konferenzen in Christiania bei^uwohnen: 
a ) dem Ska7idinavische?i Kongress (i), d. h. dem periodisch 
sich wiederholenden Kongress der politischen und gewerk­
schaftlichen Organisationen Schwedens, Norwegens, Dänmarks 
und sogar des schwedisch sprechenden Teils von Finn­
land. (Die Delegierten repräsentierten mehr als 500.000 organi- 
sirte Arbeiter) ; B) dem Kongress der Gewerkschaften Norwe­
gens. Diese neugegründete Zentralorganisation zählt schon 
beinahe 40.000 Mitglieder. Begeistert von dem glänzenden 
Erfolg Deutschlands und Schwedens ist sie im Begriff sich zur 
streng durchgeführten Zentralisation mit hohen Mitgliedsbei­
trägen auszubilden; c) Die Konferenz der Delegierten der 
Gewerkschaftlichen Landesze?itrale?i. Diese Konferenz war 
eine Art internationaler Kongress der Funktionäre der gewerk­
schaftlichen Zentralorganisationen, der periodisch vom Interna­
tionalen Sekretär der gewerkschaftlichen Landeszentralen, 
Gen. Legien, zusammenberufen wird.
Wir hatten viele Gründe die Einladung unserer Skandina­
vischen Genossen anzunehmen. Vor allem waren die drei 
Zusammenkünfte, die in einer und derselben Stadt gleich 
nacheinander zusammenberufen wurden, von sehr bedeutender 
Wichtigkeit für die sozialistische Bewegung.
Die skandinavischen Parteien hatten die glückliche Idee 
gleich nach dem Stuttgarter Kongress die Ausführung der 
wichtigsten Resolutionen zu besprechen. Ausserdem hatte der 
Sekretär die vorzügliche Gelegenheit an Ort und Stelle in 
Christiania, Stockholm und Kopenhagen die politische und 
ökonomische Lage der angeschlossenen Organisationen zu 
studieren, um zum Kopenhagener Kongress 1910, den von 
Stuttgarter Kongress verlangten neuen Bericht über die Bezie­
hungen zwischen Partei und Gewerkschaft vorzubereiten.
Einen Bericht über die drei Kongresse oder Konferenzen, an 
welchen der Sekretär sich beteiligt hat, wollen wir hier nicht
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geben. Der Bericht über den skandinavischen Kongress ist in 
Christiania erschienen unter dem Titel : Den 7 Skandinaviske 
Arbeiderkongress afholdti Kristiania 6, 7 og 8 septbr, 1908, 
(Kristiania 1908 Arbeidernes Aktietrykkeri), Der Bericht über 
den norwegischen Gewerkschaften Kongress ist ebenfalls in 
Christiania erschienen und ist herausgegeben vom Genossen 
Kringen. Derselbe trägt den T ite l: Protokol over forhandlin- 
gerne ved arb. s. faglige landsorganisatio7i 5. Kongress i K r, 
a ; den 9-12 September 1907 (Kristiania 1908 id.) Der Bericht 
über die Konferenz der Gewerkschaftssekretäre ist zu finden im 
Correspondenzblatt (Berlin) 17. Jahrgang n° 39. Namentlich 
auf dieser letzten Konferenz wurde beschlossen, dass der Sekre­
tär des Internationalen Bureau die Texte der Statuten und Pro­
gramme aller sozialistischen Parteien veröffentlichen soll, und 
dass diese Dokumente dann vom Internationalen Sekretär der 
gewerkschaftlichen Landeszentralen ergänzt werden mit der 
Publikation der Statuten der gewerkschaftlichen Zentralorga­
nisationen. Auf diese Art wird es viel leichter sein sich zu 
orientieren über den Aufbau der politischen und ökonomischen 
Organisationen aller Länder, im welchen eine Arbeiterbewegung 
sich entwickelt hat.
Der Sekretär wohnte ausserdem der Beerdigung des Genossen 
Guerchuni bei, wo er im Namen des Bureaus sprach. Im Mai 
1908 reiste er nach Ungarn, wo er, der Einladung der unga­
rischen Genossen Folge leistend, am dortigen Kongress sich 
beteiligte. Die Frage, welche augenblicklich Ungarn beschäf­
tigt, ist die Eroberung des allgemeinen Wahlrechts. Die Arbei­
terklasse Ungarns macht jetzt die grösste Austrengungen um 
die politische Gleichheit zu erringen und die Gefahr der Einfüh­
rung eines Plural wähl Systems zurückzudrängen. Die Arbei­
terklasse Belgiens weiss aus eigener Erfahrung was Plural­
wahlsystem zu bedeuten hat. Wir sind nach Budapest gegangen 
um unseren ungarischen Genossen zu sagen, was alles in Bel­
gien unternommen wird, damit nur der klerikalen Reaktion 
ihre Macht erhalten bleibe.
Anderseits beschäftigte das Bureau schon seit lange die 
Frage des Anschlusses der Kroatisch-Slavonischen sozialdemo- 
kratichen Partei. Deshalb wollten wir an Ort und Stelle über 
die Möglichkeit einer Vereinbarung verhandeln. Kroatien ist 
ein quasi-autonomes Land in Ungarn, dessen Gesetze nicht 
gestatten, dass eine politische oder gewerkschaftliche Orga­
6nisationsich einer Partei anschliesst, deren Zentrale in Budapest 
sich befindet.... Die Konferenz in Christiania musste selbst den 
Anschluss der beiden Zentralen des Königreichs Ungarn aner- 
kenne^von welchen die eine in Budapest, die andere in Agram 
ihren Sitz hat. Um den Wünschen unserer Kroatischen Genossen 
entgegen zu kommen und auch ferner die Einheit der Organisa­
tion beibehalten zu können, schien es uns, dass es möglich sein 
wird in der ungarischen sozialistischen Organisation eine natio­
nale Sektion mit zwei Unter-Sektionen zu gründen und damit 
auf Ungarn dieselbe Modalität zu übertragen die in Russland 
schon anerkannt worden ist. Die Sektion würde sich « unga­
risch-kroatische Sektion » nennen, und die ungarische Unter­
sektion würde mit Rücksicht auf ihre Mitgliederzahl über 2/3 
oder 3/4 Stimmen verfügen.
Die Verteilung der Stimme?i. —  Wir haben uns auch an Ort 
und Stelle überzeugen können, dass es im höchsten Grade unge­
recht ist, dass Ungarn nur über sechs Stimmen verfügt, —  also 
über dieselbe Stimmenzahl wie Spanien, —  derweilen die Arbei­
terorganisation Ungarns ohne Kroatien mehr als 130,000 
organisirte Arbeiter zählt. Nach unserer Meinung wird es nur 
recht und billig sein, wend man der ungarischen Untersektion 
9 Stimmen und der Kroatischen 3 Stimmen zuteilt, so dass die 
ganze Sektion über 12 Stimmen verfügen wird.
Unsere Bemerkung über Ungarn kann mit noch grösseren 
Recht auch auf Schweden und sogar Norwegen bezogen 
werden. Schweden hat jetzt 225.000 gewerkschaftlich organi­
sirte Arbeiter. Norwegen hat in seiner Zentrale eben so viel 
Mitglieder, wie Holland. Als Organisation und seinem Einflüsse 
nach hat Schweden in der Entwickelung der Arbeiterbewegung 
ganz gewiss eben so viel Bedeutung wie Belgien. Norwegen 
aber, scheint es uns, könnte eben so viel Stimmen haben wie 
Holland. Der Gerechtigkeit halber muss deshalb Schweden 
und die Ungarisch-Kroatische Sektion je 12 Stimmen und 
Norwegen 8 Stimmen bekommen. Diesen formellen Antrag 
stellen wir in Uebereinstimmung mit den betreffenden Organi­
sationen.
Die « Socialist Party » der Vereinigten Staate?i und die 
Resolution über die Einwanderung. —  Alle angeschlossenen 
Parteien, mit Ausnahme der « Socialist Party » der Verei­
nigten Staaten, haben auf ihren Kongressen für die Resolu­
tionen gestimmt, die im Stuttgart angenommen wurden. Der 
Vorbehalt der « Socialist Party » betrifft speziell die wichtige
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Frage über die Auswanderung. Bezüglich dieser Frage wurde 
in den Blättern dieser Partei sehr viel polemisirt und es wurde 
uns zu weit führen alle diese Meinungsverschiedenheiten hier 
zu resümieren. Hoffentlich genügt es, wenn wir nur die ver­
schiedenen Resolutionen anführen, die vom Executiv Komitee 
und dem National Kongress der S. P. angenommen wurden.
Die Resolution des Executiv. Koni. Der S. P . einstimmig 
angejiommen am 14 Dezember 1907 —  « Es ist die Ansicht des 
National-Exekutivkomitees, dass es stets das Princip der inter­
nationalen sozialistischen Bewegung gewesen sei, das der Inter­
nationale Kongress kein Recht habe, die Taktik nationaler 
Parteien zu bestimmen. Er ist besonders inkompetent, sich zur 
Einwanderungsfrage zu äussern, als die überwiegende Mehrheit 
derDelegirten, Länder vertritt, die ein Einwanderungsproblem 
gar nicht kennen.
« Das National-Exekutivkomitee drückt, vorbehaltlich der 
Entscheidung der höheren Instanzen der Partei, seine Ueber- 
zeugung dahin aus, dass die sozialistische Bewegung von Ame­
rika zur Zeit sich gegen die asiatische Einwanderung erklären 
muss. »
Dann brachte Genosse Lee einen Gegenantrag ein und legte 
denselben dem National Kongress zur Beurteilung vor. Dieser 
Antrag lautet wie fo lg t:
« Dass das Vorgehen der National-Exekutive in ihrer Sitzung 
vom 14. bis 16. Dezember in Bezug auf die Ein-und Auswan­
derung der Arbeiter und auf die vom Internationalen Socialis- 
ten-Kongress angenommene Resolution gemissbilligt werde. >
Der National Kongress im Mai 1908 ging nicht so weit wie 
das Executivkomitee und nahm eine Resolution an, welche in 
Wirklichkeit ein Zurücktreten von der Tages-Ordnung d. 14 
Dezember 1907 bedeutet und welche die Frage über die asia­
tische Emigration offen lässt. Diese Resolution hat den folgen­
den Text. :
Beschluss über die Einwanderungsf rage, — « Die in Konven­
tion versammelte Socialist Party erklärt, dass das Grundprinzip 
des Sozialismus der Kampf zwischen der ausgebeuteten und der 
ausbeutenden Klasse und dass das die politische sozialistische 
Bewegung beherrschende Moment das wirthschaftliche Inte­
resse der Arbeiter ist. Im Einklang mit diesem Prinzip erklärt 
die Konvention der Socialist Party, dass sich die Arbeiterklasse 
gegen alle Gefahren, die ihr wirthschaftliches Interesse bedro­
hen, schützen muss. Die Masseneinführung von Arbeitern, die 
durchschnittlich auf einem niedrigeren Lebenshaltungs-Niveau 
stehen, als die des eigenen Landes, kann ebenso gut eine 
grosse Gefahr für die Arbeiter bedeuten, wie ein grosser Krieg
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für die Nation. Diesen Arbeitern das Recht abzustreiten, sich 
gegen diese Masseneinführung von Leuten mit einer niedrigeren 
Lebenshaltung zu schützen, hiesse ein bürgerliches Ideal über 
den Klassenkampf stellen. Dieses Prinzip zwingt uns, aller 
Einwanderung entgegen zu treten, die von bürgerlicher Seite 
unterstützt oder künstlich vermehrt wird, ebenso wie wir uns
fegen alle Kontraktarbeiter zur Wehr setzen müssen. Doch at diese Stellungnahme der Socialist Party nichts zu tun mit 
irgend einer bestimmten Gesetzgebung, die sich auf die 
Ausschliessung einer besonderer Rasse als solcher befasst.
« Die Frage der Rassenunterschiede, die in dieser Sache, 
die die Nationalkonvention beschäftigt, eine wichtige Rolle 
spielt, und die zu einer Agitation unter einem Teil unserer 
Mitarbeiter für den Ausschluss aller Asiaten führte, ist noch 
nicht genügend geklärt, um jetzt schon entschieden werden 
zu können.
« Wir emphfehlen der Nationalkonvention daher, bei der 
hohen Bedeutung welche die Frage für die grosse Mehrheit 
unserer Arbeiterklasse hat, ein special Komitee zu erwählen, 
das die Frage der Einwanderung untersuchen und studieren 
soll, das von Zeit zu Zeit Daten über die Frage in der Partei­
presse zu veröffentlichen hat und dadurch die Partei selbst 
zum Studium der ganzen Frage anregen soll. Ein ausführlicher 
Bericht soll alsdann der nächsten Konvention vorgelegt werden.»
Die Organisation der eingewanderten Arbeiter. —  Mit der 
Einwanderungsfrage ist sehr eng verknüpft die Frage der 
Organisation der im Auslande lebendeil Arbeiter. Sie kennen 
die Beschlüsse die der Stuttgarter Kongress gefasst hat. Auf 
dem selben Kongress teilte uns auch Genosse Schreier, Vor­
sitzender des deutschen Leseklubs in Paris, seine Ansichten 
in dieser Frage mit und übermittelte uns später sein Projekt 
über die freien Vereinigungen der im Auslande lebenden Sozia­
listen deutscher Zunge. Der Verfasser dieses Projekts bittet 
alle angeschlossenen Parteien ihm ihre Meinung in dieser 
Frage mitzuteilen und ersucht uns, alle Sektionen mit seinem 
Projekt bekannt zu machen. Wenn man auch beständig die 
verschiedenen nationalen Gesetze im Auge behalten muss, 
welche die Arbeiterklasse bestimmen können auf die eine oder 
andere Weise ihre Organisations-projekte zu modifiziren, so 
verdienen doch die Versuche der in Frankreich lebenden deut­
schen Genossen immerhin eine ernste Anerkennung und warme 
Empfehlung. Es ist klar, dass in den Ländern, wo das Recht der 
Naturalisation sehr leicht erworben werden kann, und wo die 
Einwanderer geneigt sind auf immer im Lande zu bleiben, das 
Absorbiren aller Sozialistischen Elemente durch die nationalen
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Organisationen der einzig richtige Weg ist. Aber im praktischen 
Leben ergibt sich, dass diese Frage viel komplizirter ist, 
wie das auch die Sachlage in den Vereinigten Staaten zeigt, 
wo die Italiener, Letten, Tschechen, Schweden, Finnländer, 
Ungarn, Juden, Deutsche ihre eigene Pressorgane und Organi­
sationen haben. Es ist selbstverständlich sehr wünschenswert, 
dass diese Organisationen in beständiger Verbindung bleiben, 
sei es mit den politischen oder gewerkschaftlichen Organisa­
tionen ihres Vaterlandes oder mit denselben des Adoptivlandes. 
In welchem Masse und auf welcher Weise diese Verbindung 
festgesetzt werden kann, ist nur nach vorhergehender Unter­
suchung zu bestimmen.
In dem letzten Bericht der Socialist Party der Vereinigten 
Staaten lässt uns der Sekretär Mahlon Barnes wissen, dass seine 
Partei in der letzten Zeit sehr eifrig sich mit dieser Frage 
beschäftigt. Die Socialist Party hat in der letzten Zeit zu den 
italienischen Organisationen ihre Delegierten abgesandt, aber 
dieselben haben mit 567 Stimmen gegen 414 beschlossen auto­
nom zu bleiben. Die Socialist Party hat ebenso die Sozialisten 
Lithauens und Polens aufgefordert ihr beizutreten. Einstweilen 
hat sie nur die Finnländer gewinnen können, deren Gruppe 
augenblicklich mehr als 3500 Mitglieder zählt, und deren 
Sekretär die Funktionen eines Übersetzers in dem Bureau der 
Socialist Party erfüllt. Die Socialist Labor Party hat ebenfalls 
versucht solch eine Annäherung zu realisiren, was sie auch in 
gewissem Grade durchgeführt hat, indem sie zahlreiche Publi­
kationen in fremden Sprachen ausgegeben hat.
Die Frage, die der Deutsche Leseklub erhoben hat, ist für 
die internationale Bewegung von bedeutendem Interesse. Dies 
ist auch der Grund, weshalb wir uns veranlasst sehen, den 
angeschlossenen Parteien das Projekt unserer in Paris wohnen­
den deutschen Genossen vorzulegen mit der Bitte uns ihre 
Ansichten darüber mitzuteilen.
Mit anderen Worten bitten wir, uns wissen zu lassen, ob die 
angeschlossenen Parteien der Meinung sind, dass die Idee 
unserer deutschen Genossen verallgemeinert werden kann. 
Ausserdem möchten wir die Nationalsekretäre ersuchen, uns 
mitteilen zu wollen, was für Organisationen (ausländischer) 
Arbeiter in ihrem Lande existiren, und in welchen Beziehungen 
dieselben zu den nationalen oder angeschlossenen Parteien 
stehen.
IO —
Weiter unten drucken wir das in Frage stehende Projekt ab :
Freie Organisation der im Auslande lebenden Sozialdemo- 
krateii deutscher Zunge. —  I. —  Welches sind im Allgemeinen 
die A u f  gab e7i der im Auslands bestehe?iden Vereinigwigenf
i. Zusammenschluss der im Auslande weilenden Genossen, 
Unterstützung, Pflege der Bildungsbestrebungen, Geselligkeit; 
2. Agitation für die Heranziehung und Aufklärung der indiffe­
renten, ansässigen und neueinwandernden Arbeiter deutscher 
Zunge ; 3. Aufrecherhaltung der Beziehungen zu den Genossen 
der Heimat ; 4. Anschluss an die einheimischen Genossen des 
neuen Aufenthaltortes.
I I .  —  Diese Aufgaben können erweitert und vertieft werden 
durch eine Organisation der im Auslande bestehenden sozial­
demokratischen Vereinigungen deutscher Zunge zum Zwecke :
1. der ständigen, gegenseitigen Auskunftserteilung über 
gewerkschaftliche und politische Fragen ; 2. der Entwicklung 
der einzelnen Vereinigungen im Auslande zu Stützpunkten für 
die internationalen Beziehungen des Proletariats ; 3. der 
planmässigen Aufklärung der Neuangekommenen über die 
Verhältnisse des neuen Aufenthaltortes : Lohnsätze, Arbeitszeit, 
rechtliche und soziale Einrichtungen ; 4. der Regelung des 
Unterstützungswesens ; 5. der Festsetzung regelmässiger, nor- 
mirter Beitragsleistungen an die Mutterparteien ; 6. der Agi­
tation zum Anschluss an die bestehenden Gewerkschaften der 
fremden Nationen.
III. —  Welches sind die ersten Schritte zur Begründung 
einer Breien Organisation im Auslande lebender Sozialdemo­
kraten deutscher Zunge ?
1. Sammlung der Adressen der im Auslande bestehenden 
Vereinigungen deutscher Zunge ; 2. Sammlung der Statuten 
der in Frage kommenden Organisationen ; 3. Sammlung von 
Berichten über die von den Vereinen entwickelte Tätigkeit 
und ihre Mitgliederzahl.
Unter Bezugnahme auf :
1. Unser Programm zur Schaffung einer « Freien Organisa­
tion der im Auslande lebenden Sozialdemokraten deutscher 
Zunge » das wir einer Anzahl Delegierter der auf dem Inter­
nationalen Kongress in Stuttgart vertretenen Nationen unter­
breitet haben und das deren ungeteilten Beifall gefunden hat ; 
2. die vom Internationalen Kongress angenommene Resolution 
betreffend die Ein-und Auswanderung ; 3. das vom Referenten 
in dieser Frage empfohlene Mittel zur Eindämmung der Gefahren 
der Ein-und Auswanderung, nämlich der Schaffung von Infor­
mations-Bureaux zur Belehrung der Arbeiter über die Verhält­
nisse im Auslande.
Erlauben wir uns auf Antrag des Genossen Josef Schreier 
und auf Veranlassung des Genossen Huysmans Ihnen folgendes 
zu unterbreiten :
I. —  Name. —  Die zu schaffende Organisation ist als eine 
freie, lose Vereinigung von bereits bestehenden Vereinen oder 
Verbänden gedacht die keinerlei Eingriff in die durchaus 
autonome Verwaltung der angeschlossenen Vereine ausübt und
II
soll in Wesenlichen umfassen die politischen und gewerkschaft­
lichen Arbeitervereine, welche auf dem Standpunkt des Sozia­
listischen Programms stehen und deren Mitgliederbestand sich 
in der Hauptsache aus Deutschen, Oestereichern und Schweizern 
zusammensetzt.
II. —  Zweck. Absatz II . P u n k tI. —  Unter der stän­
digen, gegenseitigen Auskunftserteilung über gewerkschaftliche 
Fragen soll verstanden sein :
Austausch von Mitteilungen über Lohnbewegungen, Streiks, 
Ausperrungen Arbeitsbedingungen und gelbe Gewerkschaften ; 
über politische Fragen : Austausch von Mitteilungen über :
a ) Ein-und Auswanderungsgesetze ;
b ) die Freizügigkeitsgesetze ;
c) Warnungen vor Polizeispitzeln und «agents provocateurs.»
Absatz II . Punkt 2. —  Unter der « Entwicklung der
einzelnen Vereinigungun im Auslande zu Stutzpunkten für 
die Internationalen Beziehungen das Proletariats » soll verstan­
den sein : Entwicklung der Organisation im Auslande zur 
Mittelsperson, zum Dolmetscher, zur Vertrauensperson aller 
Factoren der Arbeiterbewegung der Heimat und derjenigen 
des Auslands, ferner zu gleichem Zwecke für das Internationale 
Bureau (Es soll bei dieser Gelegenheit erinnert werden an die 
verschieden gearteten Dienste, welche die deutschen Arbei­
tervereine im Auslande unter dem Socialistengesetz geleistet 
haben). Sie sollen dienen der Vorbereitung internationaler, 
politischer und gewerkschaftlicher Kongresse, zur Vermittlung 
bei der Gründung und dem Ausbau internationaler Gewerk­
schaftsverbände, zur Auskunftserteilung über die politische und 
gewerkschaftliche Lage der Arbeiterklasse des Auslands.
Absatz 11. —  Punkt 3. —  Die planmässige Aufklärung der 
Einwandernden soll bestehen in der Information über die 
orts-und landesüblichen Lohnsätze zur Vermeidung der unlau­
teren Concurrenz gegen die heimischen Arbeiter. Sie soll die 
Neuankommenden abhalten, Streikbrecherdienste zu leisten, 
Belehrung bieten über die Gesetze der Naturalisation, des 
Arbeiterschutzes und des Rechtschutzes.
Absatz II . Punkt 4. —  Was soll unter der Regelung des 
Unterstützungswesens verstanden werden ?
Normen zu finden für die Unterstützung reisender Genossen 
sowohl aus den Mitteln der angeschlossenen Vereine wie der 
Hilfskassen, deren Mitglieder sie in der Heimat waren.
Den Anschluss an die Hilfskassen der ausländischen Organi­
sationen anzubahnen oder auszubauen. Durch den Austausch 
der Erfahrungen, welche die angeschlossenen Vereine auf 
diesem Gebiete gemacht haben, sollen Anregungen gegeben 
werden.
Absatz II . Punkt 5. —  Durch die Festsetzung regelmässiger, 
normirter Beitragsleisungen an die Mutterparteien soll der 
Zusammenhang mit ihnen gefestigt, das Pflichtbewusstsein, 
das Solidaritätsgefühl gefordert werden. Es soll durch sie 
bewirkt werden, dass die Vereine im Auslande, die ja natur­
gemässeine direkte politische Tätigkeit, einen unmittelbaren 




können, fortgesetzt der Politik der Heimat ihr Interesse 
zuwenden und nicht zu Vergnügungsvereinen oder im besten 
Falle lediglich zu Clubs von Landsmannschaften herabsinken.
Absatz //, Punkt 6. —  Durch die Agitation zum Anschluss 
an die Gewerkschaften der fremden Nationen soll die Forde­
rung des Programms sämmtlicher socialistischer Parteien, 
welche bisher sich nur auf die heimatlichen Gewerkschaften 
bezog, auf die ausländischen ausgedehnt werden. Die ange­
schlossenen Vereine sollen durch Austausch ihrer Erfahrungen 
die geeignetsten Mittel finden, den im Auslande arbeitenden 
Parteigenossen den Eintritt in die fremden Gewerkschaften zu 
erleichtern ; (Ermässigung bez. Wegfall des Eintritsgeldes) ; es 
soll angestrebt werden, dass diesbezügliche Vereinbarungen 
unter den korrespondierenden Gewerkschaften der Heimat und 
des Auslandes getroffen werden.
Zu den Absätzen I und II haben wir nichts hinzuzufügen.
Wir fragen Sie nun an, werte Genossen, in der Annahme, 
dass Sie unsere Absichten billigen, was Sie zu tun gedenken, 
um unser Unternehmen zu fördern und erbitten Ihre Rat­
schläge, wie wir zum Ziele gelangen können.
Mit socialistischen Gruss und Handschlag. Der Vorzitzende : 
Josef Schrey er.
Die Auslieferungsfrage. —  Schon einige Male haben die 
Internationalen Kongresse mit dieser wichtigen Frage sich 
beschäftigen müssen und auch in der letzten Zeit scheint die­
selbe immer mehr und mehr an Bedeutung zu gewinnen.
Man weiss dass die russische Regierung wiederholt versucht 
hat der Tendenz der Juristen und Gesetzgeber der zivilisirten 
Länder eutgegenzuarbeiten, die den Unterschied zwischen 
politischen Verbrechen und gemeinen Verbrechen klar feststellen 
und die absichtlich verworrene Interpretationen derer zu 
untergraben, welche man mit Recth Polizeijuristen nennt 
und deren Absicht es war und noch ist dem Despotismus 
alle diejenigen auszuliefern, die für die Freiheit kämpfen. 
Hat man nicht auch eine internationale Konferenz zusam­
menberufen wollen mit dem Vorwand die Anarchie zu 
bekämpfen aber mit der Absicht die russischen Revolutionnäre 
zu treffen, und war das Projekt dieser Konferenz nicht eine 
jämmerliche Fehlgeburt, weil einige Regierungen, es sei das 
hier zu ihren Ehre gesagt, sich geweigert haben an derselben 
Teilfzu nehmen ? Während der bewegtesten Tage der russi­
schen Revolution verging selten eine Woche, wo wir nicht 
durch Briefe und Telegramme benachrichtigt wurden, dass 
wieder eine willkürliche Verhaftung stattgefunden hat, welche 
von der Reaktion ins Werk gesetzt wurde mit der Absicht
*denen die Möglicheit sich frei zu bewegen zu nehmen, die gegen 
den Zarismus kämpfen.
Der merkwürdigste Fall dieser letzten Tage ist der Fall 
Vassiliev, der in der Schweiz auf das Ansuchen der russischen 
Regierung verhaftet wurde, weil man ihn beschuldigte, einen 
Agenten der zarischen Repression ermordet zu haben. Die 
russische Regierung hat natürlich alle Mittel versucht um die 
Auslieferung Vassilievs durchzuführen. Die Verteidigung des 
Genossen Vassiliev wurde dem Rechtsanwalt Willemin in Genf 
anvertraut. Auch Genosse Roubanovitch begab sich nach der 
Schweiz um sich dieser Sache zu widmen. Wir haben in dieser 
Angelegenheit auch Professer Nys befragt, der bemerkenswerte 
Werke über das internationale Recht veröffentlicht hat. Sein 
Gutachten, das er uns gern mitgeteilt hat, wendet sich sehr 
scharf gegen die These der russischen Regierung. Hoffentlich 
werden unsere Schweizer Genossen energisch einschreiten, 
damit den Intriguen der russischen Regierung ein Ende 
gemacht wird.
Das Bureau hat sich ebenfalls mit dem Fall der Mexika­
nischen Liberalen befassen müssen, welche gezwungen waren, 
auf das Territorium der Vereinigten Statten zu flüchten um 
den Kerkermeistern des mexikanischen Präsidenten Diaz zu 
entkommen, eines Selbstherrschers der schlimmsten Sorte, 
dessen korrumpirte Ungebung an die Camarilla Petersburgs 
denken lässt. Die mexikanischen Liberalen wollten in den 
Vereinigten Staaten einen Zufluchtsort finden, um ungehindert 
ihre Zeitschrift herausgeben und für die Entwicklung ihrer 
Partei der « sozialen Wiedergeburt» wirken zu können. Ihr 
Ziel ist, ihren Mitbürgern eine demokratische Konstitution zu 
geben. Ohne den Prinzipien des internationalen Sozialismus zu 
huldigen, erstreben sie eine vollständige Gewissensfreiheit und 
eine ernste Arbeitsgesetzgebung. Wie bekannt, werden die 
mexikanischen Arbeiter grösstenteils von den Kapitalisten der 
Vereinigten Staaten ausgebeutet.
Diese Politik bedrohte in ernster Weise die Interessen der 
Kapitalisten und Finanzmänner und unter solchen Umständen, 
hatte die Regierung der Vereinigten Staaten wirklich keinen 
Grund Herrn Diaz eine abschlägige Antwort zu geben. Um 
diese Bewegung matt zu legen griff man zu der bewährten 
zarischen Taktik. Die Kapitalisten fertigten eine Anklage an, 
dachten einen Komplott aus, verwandelten das politische
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tVerbrechen in ein gemeines Verbrechen und, was das Beste 
war, sie erfanden noch ganz einfach Verbrechen. Das 
Resultat war, dass, dank der skandalösen Mitschuld der 
amerikanischen Behörden, einige Kämpfer des Liberalismus 
den mexikanischen Henkern ausgeliefert wurden. Alle So­
zialistischen Parteien der Vereinigten Staaten, die Socialist 
Party, die Socialist Labor Party und die lokalen Organisa­
tionen dieser Gruppen, erhoben Protest gegen diese grobe 
Verletzung der einfachsten Menschenrechte. Die amerika­
nischen Genossen sandten uns die Dokumente und Resolu­
tionen, welche die Lage der liberalen Revolutionäre in Mexiko 
lebhaft schildern.
Das Bureau protestirte und wird auch fernerhin nie aufhören 
zu protestiren gegen solche Verfahren, welche die zarische 
Regierung durch ruchlose Verträge in ganz Europa verallge­
meinern möchte und welches gewisse Regierungen auch nach 
Amerika zu verpflanzen wünschen.
Die sozialistischen Gruppen der Vereinigten Staaten haben 
zahlreiche Protestmeetinge organisirt, welchen wir im Namen 
aller angeschlossenen Parteien beistimmten.
Die Sozialisten und die Opfer der Kolo?iialpolitik. —  Genosse 
Sutherland, Sekretär der Sozialisten Konferenz in Johannisburg 
(Transvaal) schreibt uns folgendes :
« Zur Ausführung der auf dem Stuttgarter Kongress 1907 
angenommenen Resolution über die Kolonialpolitik wurde ein 
sozialistisches Komittee gebildet, das Protest erheben sollte 
gegen die Handlung der Regierung von Natal die darauf 
hisausgeht eine Rebellion unter den Zoulous hervorzurufen, um 
dann die Möglichkeit zu ergreifen denselben das Land zu 
rauben und dann der Lohnsklaverei aus zusetzen.
« Samstag den 22 Dezember 1907, wurde eine Versammlung 
einberufen auf welcher 2000 Exemplare der Stuttgarter Reso­
lution und noch eine andere, von welcher wir den Text unten­
anführen, verteilt wurden.
« Eine grosse Anzahl Eingeborener war anwesend, wie auch 
viele Europäer. Diese Eingeborenen, welche englisch verstehen, 
übernahmen grosses Interesse für unsere Bewegung und die 
gedruckten Resolutionen, welche man unter den Eingeborenen 
verteilt hat, werden von nun an, wie es bei den Eingeborenen 
Brauch und Sitte ist, in allen Ecken Süd-Afrikas zum Gegens­
tand eines allgemeines Besprechens werden.
« Das ist das erste Mal, wo diese Frage hier aufgeworfen 
wurde und wir haben die Absicht auch ferner eine energische 
Agitation in dieser Richtung zu betreiben. »
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*Text der Resolution :
« In Betracht nehmend, dass ein grosser Teil der Bevölkerung 
Süd-Afrikas aus Schwarzen besteht und dass diese hauptsächlich 
Arbeiter sind, wir, weisse Arbeiter, welche oft genug Gelegen­
heit hatten, die Verhältnisse der kapitalistischen Ausbeutung 
zu studiren, nehmen auf uns die Verpflichtung zu verteidigen 
die schwarze Rasse gegen den Druck des Kapitalismus und. 
seiner Anhänger, die Kolonialregierungen, —  Druck, der 
ausgeübt wird um unter diesen Arbeitern eine Rebellion hervor 
zu rufen, zu dem Zweck, dass dann dieses Ereigniss als 
Vorwand benutzt werden kann den Eingeborenen ihr Land zu 
nehmen und sie selbst zu noch biegsameren Lohnsklaven der 
Kapitalistenklasse zu machen, welche wie die Blutigel vom 
dem Blute aller Arbeiter ohne Unterschied der Farbe, sich 
ernähren. »
Die Einigungsfrage der Sozialisten in den Vereinigten 
Staaten. —  Nach dem Stuttgarter Kongress haben uns viele Ge­
nossen aus den Vereinigten Staaten besucht, welche teils der 
Socialist Party, teils der Socialist Labor Party zugehörten. Alle 
haben sie uns gesagt, dass auf sie der Anblick der vereinigten 
Arbeiterkräfte des Kontinents einen sehr lebhaften Eindruck 
gemacht hat und einige von ihnen haben uns versichert, dass 
sie gern bereit wären den Versuch zu machen die Beschlüsse 
des Amsterdamer Kongresses zu verwirklichen. Sie verlangten 
nicht, dass das Bureau sich direkt ins Mittel legen sollte, um 
ihm die mögliche Schlappe zu ersparen. Aber sie nahmen sich 
vor noch scharf zu betonen die Einigkeitsbewegung die in 
New-Jersey zuerst sich kundgegeben hat, und welche die 
Einberufung einer Konferenz herbeiführte, deren Bericht uns 
auch schon eingesandt worden ist.
Man konnte deshalb erwarten, dass schon dieses Jahr, die 
Initiative zur Annäherung ergriffen würde. Und mit wirklicher 
Freude haben die sozialistischen Zeitschriften Europas die 
Hinterlegung einer vom Exekutivkomitee der Socialist Labor 
Party gefassten Resolution begrüsst. Dieses Dokument erin­
nert uns zuerst an den Text der Amsterdamer Resolution, wie 
auch an die Verhandlungen, die zur Realisirung der sozialis­
tischen Einigkeit in Frankreich und in den Sozial-demokra­
tischen Gruppen Russlands geführt haben :
In Erwägung dass der Internationale Sozialistische Kongress, 
abgehalten in Amsterdam, in 1904, die folgende Resolution
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unter dem Titel « Einheit der Partei» annahm :
Der Kongress erklärt:
« Um der Arbeiterklasse ihre volle Kraft in dem Kampf gegen 
den Kapitalismus zu verleihen, ist es unerlässlich, dass es in 
jedem Lande gegenüber den bürgerlichen Parteien nur eine 
sozialistische Partei gebe, wie es nur ein Proletariat gibt. Darum 
haben alle Genossen und alle sozialistischen Organisationen 
die gebieterische Pflicht, sich mit aller Kraft zu bemühen, 
diese Einheitlichkeit der Partei auf Grund der von den Interna­
tionalen Kongressen bestimmten Prinzipien herbeizuführen, 
diese Einheitlichkeit, die notwendig ist im Interesse des Pro­
letariats, dem gegenüber sie für die verhängnisvollen Folgen 
der Fortdauer von Spaltungen verantwortlich sind.
Um dieses Ziel erreichen zu helfen, werden sowohl das 
Internationale Sozialistische Bureau wie alle Parteien der 
Länder, in denen diese Einheitlichkeit besteht, bereitwilligst 
ihre guten Dienste zur Verfügung stellen. »
In Erwägung dass nach Erlass dieser Aufforderung die 
verschiedenen einander bekämpfenden Fraktionen der sozialis­
tischen Bewegung von Frankreich —  die Sozialistische Partei 
von Frankreich, die französische Sozialistische Partei, die 
Revolutionäre Sozialistische Arbeiter-Partei und vier unabhän­
gige sozialistische Federationen in verschiedenen Teilen 
Frankreichs —  nach voraufgehender Arbeit einer Vereinigungs- 
Konferenz in einer gemeinschaftlichen Vereinigungs-Konven­
tion in Paris zusarnmentraten und die gegenwärtige sozialis­
tische Partei (französische Sektion der Arbeiter-Internationale) 
errichteten, und die « Minoritäts » Fraktion der russischen 
Sozialdemokratischen Arbeiter-Partei und die allgemeine 
Jüdische Arbeitervereinigung von Russland, Polen und 
Lithauen (der Bund) —  im Jahre 1906 in Stockholm in gemein­
samer Vereinigungs-Konvention zusammentraten und die 
vereinigte Russische Sozialdemokratischen Arbeiter-Partei 
organisirten, und
In Erwägung die Erfahrung der Sozialisten der obigen 
beiden Länder wie auch die der Sozialisten anderer Länder, wo 
eine geeinigte und entwickelte Partei des Sozialismus besteht, 
demonstrirt : erstens, die Möglichkeit für alle Sozialisten, 
welche die Prinzipien und Beschlüsse des Internationalen 
Sozialisten-Kongresses anerkennen, dem gemeinsamen Feind, 
dem Kapitalist, eine geschlossene Front mit bedeutend ver­
mehrter Wirksamkeit zu zeigen und einen geeinigten harmo­
nischen Appel an die Arbeiterklasse zu richten, dem umso 
mehr entsprochen wird, als Konfusion, Misstrauen und Demo­
ralisation, durch innere Streite und Spaltung im sozialistischen 
Lager entstanden, ausgeschieden sind ; und demonstrirt 
zweitens die Möglichkeit solcher Kooperation, basirend auf 
der Anerkennung des Rechts von Minoritätsteilen einer 
geeinigten Partei, ihre besonderen Ansichten in ihren eigenen 
Publikationen zu vertreten und ihre eigenen Minoritäts-Dele­
gierten zu National-Konventionen und Internationalen Kon­
gressen zu entsenden, und
In Erwägung, dass die Notwendigkeit einer geeinigten
sozialistischen Bewegung in Amerika sich immer stärker 
fühlbar macht und das Verlangen danach immer nachdrückli­
cher und beharrlicher bei den aktivsten Arbeitern, der 
Mitgliedschaft beider Parteien, laut wird, und
In Erwägung, dass die Beschlüsse des kürzlich in Stutt­
gart abgehaltenen Internationalen Sozialistischen Kongresses, 
sowohl der mit Bezug auf die Einwanderungsfrage, der die 
Richtigkeit des Marx’schen Mottos für die Arbeiterklasse : 
« Proletarier aller Länder, vereinigt Euch ! » anerkennt, wie 
selbst derjenige über die Gewerkschaftsfrage, der obwohl der 
Kongress noch nicht die vorgeschrittene industrialistische 
Stellung genommen, sich auf den Standpunkt stellt, der das 
Prinzip, dass die ökonomische Organisation eine « vorüberge­
hende Affaire» sei, zurückweist, ein Standpunkt daher, der 
die ökonomische Organisation für etwas mehr als einfach einen 
Rekrutirungsboden für Stimmen und Fonds hält, vielmehr sie 
als wichtig für die revolutionäre Tat des Proletariats ansieht —
In Erwägung dass diese Beschlüsse soweit sie die Fragen 
der amerikanischen Bewegung betreffen, von einer Art sind, 
dass sie eine annehmbarere gemeinsame Arbeitsbasis für die 
beiden Parteien bieten ; und ferner in Hinblick auf die 
grössere Notwendigkeit ungehinderter, konstruktiver sozialis­
tischer Arbeit und die grössere Gelegenheit dazu «geboten 
durch die Ausbreitung der gegenwärtigen industriellen Krisis 
in Am erika;
Desshalb sei es beschlossen, dass wir, das National Exekutiv­
komitee der Sozialistischen Arbeiter-Partei, in halbjährlicher 
Sitzung versammelt, in dem Wunsch, die Sozialistische Arbeiter- 
Partei in den Augen der Arbeiterklasse von Amerika und 
des internationalen Proletariats von ihrem scheinbaren Anteil 
der Verantwortlichkeit für den zerteilten, demoralisirten 
und verzögerten Zustand der Bewegung in diesem Lande 
zu entlasten, hiermit die Initiative' zur Abstellung solcher 
Zustände ergreifen durch Wahl eines Komitees zu einer 
nationalen sozialistischen Vereinigungskonferenz, die nicht 
später als in der dritten Woche im Monat März dieses Jahres 
stattfinden soll, um zu erwägen, ob Vereinigung der beiden 
Parteien des Sozialismus in Amerika möglich ist und auf 
welcher speziellen Basis ; und sei es ferner
Beschlossen, dass, wenn eine solche Konferenz stattfindet 
und zu einem Einverständnisss hinsichtlich der Bedingungen 
für die Vereinigung beider Parteien gelangt, solche Beschlüsse 
der Konferenz sofort den Mitgliedschaften beider Parteien 
behufs Ratifizirung zur Urabsti nmung unterbreitet werden 
sollen, und der Tag, an dem die Abstimmung schliesst, so 
angesetzt werden soll, damit, im Fall die Abstimmung zu 
Gunsten der vorgeschlagenen Vereinigungsbasis ausfällt, sofort 
Schritte getan werden zur Abhaltung einer gemeinschaftlichen 
National-Konvention, anstatt zwei separater, welche für die 
vereinigte Partei und die Uebereinstimmung mit der durch 
Urabstimmung angenommenen Vereinigungsbasis eine Plat-
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form, Konstitution und Beschlüsse annehmen und Kandidaten 
aufstellen soll ; und endlich.
Beschlossen, Abschriften dieser Resolutionen an das nationale 
Hauptquartier der Sozialistischen Partei von Amerika, an das 
Internationale Sozialistische Bureau in Brüssel und an die 
leitenden sozialistischen und Arbeiter-Publikationen in den 
Vereinigten Staaten und anderen Ländern zu senden, (i)
In der Folge haben wir bemerkt, dass die Stellung von 
verschiedenen Zeitschriften der Socialist Party zu den Vor­
schlägen der Socialist Labor Party im allgemeinen günstig war. 
Am 19 Januar brachte Genosse Algernon Lee, Mitglied des 
Exekutivkomitees der Socialist Party folgende Resolution ein :
« Das Nationalkomitee der Socialist Party acceptirt im Princip 
den Vorschlag des Nationalkomitees der Socialist Labor Party 
und hofft aufrichtig, dass die Vereinigung der Sozialistischen 
Streitkräfte in den Ver. Staaten auf einer gesunden und 
dauernden Basis ermöglicht werden kann. Um diese Hoffnung 
in der direktesten und schnellsten Weise zu verwirklichen, 
beschliesst es folgendes :
Das neue National-Exekutivkomitee wird hiermit als das 
Komitee der Socialist Party bestimmt, das mit dem von der 
Socialist Labor Party erwählten Komitee zu konferiren h at;
Die zu diesem Zweck notwendige Sitzung soll in Verbindung 
mit der ersten regulären Geschäftsversammlung des National 
Exekutivkomitees jedoch nicht später als in der dritten Woche 
des März, stattfinden. Der Ort und das genaue Datum soll von 
den beiden National-Officen bestimmt werden.
Diezwei Komitees sollen gemeinsam einen Vereinigungsplan, 
der ihrer Meinnung nach für die Mitgliedschaften beider 
Parteien annehmbar und auf die Kardinalgrundsätze des mo­
dernen Sozialismus und besonders auf die Resolutionen der 
Internationalen Kongresse basirt sein muss, ausarbeiten ;
Dieser Vereinigungsplan soll alsdann der Mitgliedschaft 
beider Parteien zur Urabstimmung unterbreitet und im Falle 
der Annahme der Vorschläge so schnell als möglich nach 
gewissen, im Einigungsplane festzusetzenden Bedingungen, in 
die Tat umgesetzt werden. » (2)
Dieser Vorschlag wurde, wie der offizielle Bericht vom 26 
Febr. 1908 mitteilt, vom National Komitee der Socialist Party 
mit 36 gegen 17 Stimmen und 9 Stimmen, die sich der Abstim­
mung enthalten haben, abgelehnt. Genosse Hillquit, der in 
seinem veröffentlichten und auch im offiziellen Berichte vom
(1) Deutscher Text der Arbeiter Sozialistische Zeitung, offizielles Organ 
der S. L. P. (11-1-08).
(2) Deutscher Text der N . Y. Volkszeitung (1-2-08).
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15 Februar 1908 abgedruckten Briefe für die Vereinigung sieb 
erklärt, teilte uns das ungünstige Votum des Nationalkom- 
mitees in seinem Briefe vom 10 März wie folgt m it:
« Ich bedauere Ihnen die Mitteilung zu machen, dass die 
Verhandlungen zu Gunsten der Einigung mit der Socialist Labor 
Party an einem Misserfolge gescheitert sind. Persönlich bin 
ich für die Vereinigung, aber die Mehrheit unseres Nationalrats 
denkt anders und die Vereinigungsvorschläge sind denn auch 
für den Augenblick zurückgelehnt worden. Man beschränkte 
sich damit, die Mitglieder der S. L. P. aufzufordern sich 
unserer Partei anzuschliessen. Es ist aber doch nicht unmöglich, 
dass diese Frage auf der einen oder andern Art wieder von 
neuem und mit besserem Erfolge erhoben wird. »
Ein ähnlicher Vorschlag des Genossen Vernon F. King 
erzielte nur 11 Stimmen gegen 44, wobei 9 sich der 
Abstimmung enthielten. Genosse Berger hatte eine Resolution 
eingebracht, welche die Mitglieder aufforderte individuell oder 
gruppenweis der Socialist Party sich anzuschliessen. Für diese 
Resolution stimmten 36 gegen 20, bei 6 nicht abgegebenen 
Stimmen. Endlich nahm der Nationalkongress der S. P. am
16 Mai eine Resolution an, die im Sinne der Bergerschen 
Resolution abgefasst war, nachdem er mit 131 Stimmen gegen 
43 den Vorschlag der Socialist Labor Party abgelehnt hatte.
Das Bureau kann nur sein Bedauern ausdrücken, dass der 
Versuch eine Vereinigung herbeizuführen nicht mit Erfolg 
gekrönt werden konnte. Sogar der Text der eingebrachten 
Resolution erinnert daran, dass das Bureau stets mit seinen 
Diensten zur Verfügung da ist, wenn es gilt die Einheit der 
Arbeiterklasse zu erstreben, und hoffentlich wird man noch 
eventuell auch der Amsterdamer Beschlüsse gedenken um 
etwas später das zu verwirklichen, was 1908 nicht erfüllt 
werden konnte.
Auslegung der Statuten. —  Die Statuten der Internationale 
besagen, dass zu unseren Kongressen alle diejenigen Gruppen 
zugelassen werden, welche auf dem Bodem des Klassen­
kampfes stehen und die Notwendigkeit der politischen Aktion 
anerkennen.
Einige Mitglieder der britischen Sektion haben den Mitglie­
dern der Independent Labour Party und der Labour Party 
vorgehalten, dass sie nicht die Notwendigkeit des Klassen­
kampfes anerkennen und deshalb auch kein Recht haben an 
unseren Kongressen teilzunehmen.
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Als diese Frage auf dem Stuttgarter Kongress erhoben wurde, 
nahm die Versammlung folgende Resolution des Genossen 
Mac Donald an : >
Der Stuttgarter Kongress wird keine Resolution über das 
Amendement der I. L. P. fassen, sondern dasselbe an das 
Internationale Sozialistische Bureau zurückweisen und den 
Sekretär beauftragen durch Briefwechsel eine Verständigung 
mit der Englischen Sektion zu suchen.
Nach der Annahme dieser Resolution empfing das Sekretariat 
von der Independent Labour Party folgenden Brief, welchen 
wir den Mitgliedern des Bureau zur Beurteilung vorlegen, um 
näher die Frage zu beleuchten, welche auf den Antrag der 
britischen Sektion der nächsten Bureau Sitzung unterbreitet 
werden soll :
« Unser Vorsitzender Ramsay Macdonald benachrichigt 
mich, dass die Resolution, welche er dem Stuttgarter Kon­
gress vor gelegt hatte und welche bezüglich der Auslegung 
gewisser Worte der Kongresstatuten an das Bureau verweisst, 
angenommen wurde.
« Ich erlaube mir jetzt Ihnen die Tatsachen auseinander zu 
setzen, welche auf die Konstitution und Politik der Labour 
Party und der angeschlossenen Trade-Unionen sich beziehen.
« Die Partei wurde auf Grund der vom Trade-Unionisten 
Kongress 1899 votirten Resolution gebildet, deren Kopie ich 
Ihnen beifüge. Bevor diese Resolution angenommen wurde, 
hat der Trade-Unionisten Kongress alle Verbände aufgefor­
dert selbst eine politische Partei zu schaffen, aber dieser 
Beschluss ist wirkungslos geblieben. Es bestand stets eine 
starke und sehr bedeutende, auf den Kongressen vertretene 
Gruppe, welche erklärte, dass die Gründung nicht gelingen 
würde, es müsste denn sein, dass die sozialistischen Organisa­
tionen zur Mitarbeit mit den Trade-Unionisten herbeigezo­
gen werden. Am 22 Februar 1900, nach der Annahme der 
Resolution auf dem Trade-Unionisten Kongresse, wurde in 
London eine Konferenz abgehalten, auf welcher eine bedeu­
tende Anzahl Delegirter von den Trade-Unionen, sowie von 
der hidependent Labour Party, der Fabian Society und der 
Social-Democratic Federation anwesend waren.
« Die Statuten, welche auf der Präliminarkonferenz ange­
nommen wurden, waren notwendiger Weise sehr unbestimmt 
und während der zwei nächsten Jahre musste das Komitee 
hauptsächlich seine Arbeit der Grundlage der Partei widmen 
und versuchen die Trade-Unionisten von der Notwendigkeit 
einer unabhängigen politischen Aktion und der Gründung 
eines speziellen Fonds zu uberzeugen, welchletzterer ihnen 
die Möglichkeit geben sollte, ihre politische Aktion kräftig 
zu gestalten.
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« Auf der Jahreskonferenz 1903 in Newcastle wurde ein 
entscheidender Schritt getan, denn man fügte in den Statuten 
eine Klausel ein, welche den Mitgliedern der Partei streng 
untersagt, sich den Sektionen der liberalen und konservativen 
Parteien anzuschliessen und deren Interessen zu begünstigen.
Das nächste Jahr war die Partei in Amsterdam vertreten 
und auf der nächsten Konferenz erklärte sich das Executiv- 
komitee zu Gunsten der Partei indem es dieselbe als eine 
Fraktion der internationalen Arbeiterbewegung betrachtete und 
die Bewilligung der nötigen Beiträge verlangte. Ein oder zwei 
Mitglieder der S. D. F., welche als Deligirte der Trade- 
Unions anwesend waren, widersetzten sieb dem Anschluss der 
Partei an den Internationalen Sozialistischen Kongress weil 
die Partei noch nicht definitiv erklärt habe, dass ihr Ziel die 
Einführung des Sozialismus sei. Die Konferenz trat jedoch 
dieser Ansicht nicht bei und sie beschloss, mit einer Majorität 
von 600.000 Stimmen gegen 149.000, die Aufnahme in die 
Internationale zu verlangen. Man hat der Partei vorgehalten, 
sie wolle darauf bestehen dass ihre Kandidaten sich nur als 
Arbeiter Kandidaten präsentirten. Man hat aber in dieser 
Weise handeln müssen, weil man in einer früheren Existenz­
periode der Partei viel unter der Konfusion gelitten hat, die 
als Folge der Tatsache angesehen werden muss, dass die 
Kandidaten unter einem Dutzend verschiedener Titel sich 
präsentirten : w iez. b. Trade-Unionistische Kandidaten, Sozia­
listische und Trade-Unionistische Kandidaten, Sozialistische 
Kandidateny Arbeiter Kandidaten, etc.
Der praktische Nachteil dieser Konfusion war so bedeutend, 
dass die Partei sich doch endlich in's Mittel legen musste. 
Nach einer gründlichen Beratung wurde beschlossen, dass der 
beste Titel Arbeiter Kandidat ist weil er zu erkennen gibt 
und hinweist :
1. auf die Unabhängigkeit der Bewegung ;
2. auf die ökonomische und industrielle Auffassungsweise 
der Bewegung ;
3. in welcher Richtung diese Bewegung ihre unmittelbare 
Grundlage zu suchen hat.
In derselben Zeit hat das Komitee deutlich erklärt und 
bekannt gegeben dass die Kandidaten, welche Sozialisten sind, 
dies auch in ihren Schriften und auf ihren Wahlversammlungen 
ungehindert sagen können, und keines von unseren Mitglie­
dern, das unter den Auspicien der Arbeiter Partei kämpft, hat 
weder in diesem noch in irgend welchem andern Falle unter­
lassen, klar heraus zu sagen, dass er Sozialist ist und als Sozia­
list in der Arbeiter Partei mitwirkt. Es wird ganz gewiss das 
Bureau interessiren zu wissen, dass Thorne, welcher Mitglied 
der S. D. F. ist und immer in der Föderation gewirkt hat, die 
Kandidatur unter allen auf sie Bezug habende Bedingungen 
acceptirt hat. Die Circulare der S. D. F. enthalten über Thorns 
sozialistische Eigenschaften die besten Auskünfte und alle 
seine Wahlreden sind sozialistisch vom Anfang bis zum Ende. 
Und kein Mitglied der Arbeiter-Partei hat weder früher noch 
jetzt irgend etwas dagegen eingewendet. In noch weiterem
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Masse hat das Komitee, welches für die Kandidaturen des Dan 
Irving in Accrington und Harry Queich in Southampton 
verantwortlich ist alles Mögliche getan, um diese Genossen 
auf der offiziellen Liste der Arbeiter-Partei zu haben. Es ist 
wohl dabei nichts herausgekommen, aber dieser Misserfolg ist 
weder der Tatsache zuzuschreiben, dass Queich oder Irving 
Sozialisten sind, noch dass sie als Sozialisten gesprochen haben 
oder sprechen könnten, sondern dass keiner von diesen Kandi­
daten als «Arbeiter Kandidat » auftreten wollte. Wir machen 
das Bureau darauf aufmerksam, dass eine solche Haltung dieser 
Kandidaten eine all zu haltslose Tatsache ist. Sie kann daher 
nicht von dem Bureau als genügenden Grund angesehen 
werden um deshalb die Arbeiter Partei als eine Fraktion der 
Sozialistischen oder Arbeiterbewegung in allgemeinen ver­
kennen zu wollen. Mit einem Wort, unsere Meinungsverschie­
denheit begründet sich auf folgendem : i. Die Arbeiter Partei 
und die ihr angeschlossenen Trade-Unionen erklären definitif, 
dass sie nichts gemeinsames mit irgend welcher bürgerlichen 
politischen Partei haben. 2. Sie erklären dass die politische 
Aktion der Arbeiter in Gemeinschaft mit der sozialistischen 
Bewegung geführt werden muss und dass desshalb die Sozia­
listen in jeder Organisation vertreten sein müssen. 3. Dass dort, 
wo kleine Differenzen zwischen der englischen Arbeiter- 
Partei und den sozialistischen Parteien und Arbeitern des 
Kontinents bestehen, diese auf die eigenartige Entwicklung 
der englischen Industrie und besonders auf den englischen 
Trade-Ünionismus zurückzuführen sind. 4. Dass diese Diife- 
renzen sich durch das Wirken der Arbeiter Partei stets vermin­
dern und dass sie in kurzer Zeit ganz verschwinden werden, 
in sofern sie der Schwäche der englischen Arbeiterbewegung 
eigen sind.
« Wir verlangen deshalb, in vollem Vertrauen darauf dass das 
Bureau in letzter Instanz entscheidet, die englische Arbeiter 
Partei und die ihr angeschlossenen Trade-Unionen anzuerken­
nen, als eine Fraktion der internationalen Arbeiterbewegung, 
welche durch das Internationale Sozialistische Bureau und 
durch die Internationalen Kongresse vertreten wird.
Mit Parteigruss, Ihr F. Jo h n s o n .
Copie der Resolution des Trade-Unionisten Kongresses 1899.
« Der gegenwärtige Kongress gedenkt der Beschlüsse der 
vorhergehenden Jahre und hat die Absicht den Interessen der 
Arbeit im Parlamente eine bessere Vertretung zu schaffen. Er 
fordert des parlamentarische Komitee auf, die Herbeiführung 
eines Einverständnisses aller Organisationen, der kooperativen, 
sozialistischen, trade-unionistischen und anderer Arbeiterorga­
nisationen beantragen zu wollen, um zusammen auf beiderseits 
genehmigtem Programm, den Kampf zu führen. Er fordert fer­
ner auf einen besonderen Delegirtenkongress der obengenann­
ten Organisationen, die sich an demselben beteiligen wollen, 
zusämmen zu berufen, damit die Wege und Mittel festgesetzt
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werden, durch die wir in der Zukunft eine viel grössere Anzahl 
Arbeitervertreter in's Parlament hinein bekommen können. »
Aufnahmen. —  Die Demokratische Partei in Chili verlangt 
offiziell in ihrem Briefe vom io Oktober 1907 die Aufnahme 
in das Bureau, wie wir das schon in unserem früheren Berichte 
vorausgesehen haben. Näheres über die Kräfte und den 
Einfluss, welche diese Organisation ausübt, findet man 
im ersten Bande der Internationale Ouvrière Socialiste, Seite 
413 und weiter.
Etwas später besuchte uns der Delegirte der genannten 
Partei, Genosse Recabarren, welcher diese Forderung erneurte 
und auch seinen ersten Bericht mündlich ergänzte. Unsere 
Meinung ist, dass wir mit einer ernsten Organisation zu tun 
haben, die auf dem Prinzip des Klassenkampfes und der poli­
tischen Aktion begründet ist. Wir schlagen vor, diese Partei 
unter denselben Bedingungen aufzunehmen, wie die Sozialis­
tische Partei der Argentinischen Republik.
Durch die Vermittelung der Sozialistischen Partei (S .F .I. O.) 
Frankreichs haben wir ein Ansuchen empfangen, bezüglich der 
Aufnahme der Hellenischen Arbeiter-Föderation Patras (Grie­
chenland).
Wir haben dieselbe ersucht, uns ein Exemplar ihrer Sta­
tuten zuzuschicken und uns Mitteilungen zu machen über 
ihre nummerische Stärke, ihre gewerkschaftliche und koope­
rative Organisationen und über ihre politische Tätigkeit in 
Griechenland. Diese Mitteilungen sind uns bis jetzt noch nicht 
zugegangen.
Die Vertretung im Bureau und auf den Kongressen. —  Das 
Nationalkomitee der Sozialistischen Partei (französiche Sektion 
der Arbeiter-Internationale) hat uns folgenden Brief geschickt:
« Das Nationalkomitee der Sozialistischen Partei (S. F. I. O.) 
hat zu ihren Repraesentanten im Internationalen Sozialistischen 
Bureau folgende Genossen gewaehlt :
Genossen Jules Guesde und die Genossen Jaurès und 
B . Vaillant, die beiden letzten gemeinschaftlich und deshalb 
nur mit einer Stimme. Als Stellvertreter : Genossen Jean Lon­
guet und die Genossin A?igèle Roussel.
Fur das Nationalkomitee : 
Louis D u b r e u i l h .
Das Exekutivkomitee glaubt diesen Vorschlag nicht gutheis-
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sen zu können, ohne die angeschlossenen Parteien befragt zu 
haben, da es der Meinung ist, dass das in Frankreich neuein- 
geführte Delegationssystem Gefahr schaffen kann. Jede Sektion 
hat schon 2 Vertreter und einen Delegirten für die Interpar­
lamentarische Kommission. Wenn man jedes Mandat verdop­
pelt, so kommen wir unausbleiblich dazu, dass man nicht mehr 
eine Bureausitzung zusammenberufen wird, sondern einen 
wirklichen Kongress im kleineren Masstabe.
Wir bitten die Deligirten diese Frage zu prüfen, und uns 
dann ihre Meinung mitzuteilen.
Auf der Bureausitzung in Stuttgart wurde beschlossen in die 
russische Sektion die Organisation der Sozialisten-Zionisten mit 
beratender und die Organisation Serp mit beschliessender 
Stimme aufzunehmen. Die Organisation Serp ist in der 
Unter-Sektion der Sozialist Revolutionäre aufgenommen wor­
den ; aber die sozialdemokratische Unter-Sektion protestiert 
gegen die Aufnahme, wenn auch nur mit beratender Stimme, 
der Sozialisten- Zionisten, welche jedoch erklären, dass sie die 
Grundprinzipien der russischen Sozialdemokratie anerkennen. 
Das Bureau befindet sich jetzt in einer eigentümlichen Lage, 
da es in die russische Sektion eine Organisation aufgenommen 
hat, deren Aufnahme jedoch vonen beiden Untersektionen 
verweigert wird. Die Sozialisten-Revolutionäre sagen : « Die 
Zionisten sind Sozialdemokraten, mit dieser Gruppe haben wir 
nichts Gemeinsames. » Die Sozialdemokraten erklären: «D ie 
Sozialdemokratische Auffassung der Zionisten ist irrig. Wir 
können sie nicht aufnehmen. »
Das Bureau wird jetzt in diesem Konflikt, der die Folge einer 
früheren Abstimmung ist, entscheiden müssen.
E in Denkmal an K arl M arx. —  Genosse Olav Kringen, 
ehemaliger Deligirter der Norwegischen Arbeiter Partei im 
Internationalen Sozialistischen Bureau, hat uns folgenden Brief 
geschickt:
« Ich mache den Vorschlag, dass alle sozialistischen Par­
teien der ganzen Welt ein Uebereinkommen treffen um Karl 
Marx ein Denkmal zu errichten. Deshalb schlage ich vor durch 
die Vermittlung des Internationalen Sekretärs der gewerk­
schaftlichen Landesorganisationen Genossen Legien in Berlin, 
an alle Gewerkschaften die Aufforderungen ergehen zu lassen 
zu diesem Zweck Geld zu sammeln. Die Mitglieder unserer
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Organisationen zählen jetzt schon nach Millionen und daher 
würde die Ausführung dieses Projekts auf keine bezonderen 
Schwierigkeiten stossen. Als den passendsten Tag, wann diese 
Kollekte zu veranstalten wäre, möchte ich den I Mai bezeich­
nen. Zum Kopenhagener Kongress 1910 könnten wir schon 
eine bedeutende Summe haben. Auf diesem Kongress könnte 
dann auch beraten werden in welcher Form und an welchem 
Tage dieses Denkmal zu errichten wäre. Falls ich auf diesem 
Kongress anwesend bin, könnte ich über diese Frage die Ein­
leitungsworte sagen. Es ist ebenfalls nötig, dass mit den 
Gemeinden, wo das Denkmal eventuell errichtet werden kann, 
über den Platz verhandelt wird, wie auch die Ernennung einer 
Kommission zu prüfen ist, etc.
Ich mache diesen Vorschlag in meinem eigenen Namen, als 
Mitglied der Internationalen Sozialistischen Bewegung und 
weil ich denke, dass bis jetzt noch keine andere Organisation 
die Initiative in dieser Frage ergriffen hat. Ich glaube, dass 
durch die Verwirklichung dieses Projekts die allgemeine Propa­
ganda nur begünstigt wird.
Ich bitte den Sekretär des Internationalen Sozialistischen 
Bureaus ein Zirkular über meinen Vorschlag an alle sozialisti­
sche Organisationen der Welt zu versenden, damit sie es schon 
zum nächsten Maifest in Händen haben. Ich glaube dass es 
noch Zeit sein wird, die anderen auf das Denkmal bezüglichen 
Fragen zu erörtern, wann wir Geld genug haben.
Endlich denke ich, dass das Internationale Sozialistische 
Bureau, solange keine andere Kommission ernannt worden ist, 
einstweilen die Pflichten eines Schatzmeisters übernehmen 
konnte.»
Fragen. —  Der Sekretär der Sozialdemokratischen Partei 
Finlands hat uns folgende Fragen gestellt :
« Da es sich bei uns als dringend notwendig erwiesen hat, 
in das sozialdemokratische Verlagswesen Ordnung zu bringen, 
uns aber in dieser Hinsicht die Erfahrungen den Bruderparteien 
in anderen Ländern ganz unbekannt sind, se ersuchen wir Sie 
uns diesbezügliche Nachrichten über Belgien, Holland, Fran­
kreich und Deutschland (wenn möglich auch über England, 
Oesterreich, Italien und der Schweiz), freundlichst zukommen 
zu lassen. Vor allem möchten wir folgende Fragen beantwortet 
wissen :
« I. —  Wie ist in jenen Ländern die Stellung der Privat­
verleger sozialistischer Literatur der sozialistischen Parteien 
gegenüber:
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« a) Unterliegen sie bezüglich des Verlegens sozialistischer 
Schriften in irgendeiner Weise den Bestimmungen der Partei?
« b) Sind sie verpflichtet von dem Gewinne, den sie durch 
den Verlag sozialistischer Schriften erziehen, der Partei etwas 
abzutragen ?
« c) Und falls ja, dann welche Beträge zahlen sie ab ?
« II. —  Wie sind die eigenem Verlagsgeschäfte der orga­
nisierten Arbeiterschaft jener Länder organisiert:
« a) Die Actienunternehmungen und Genossenschaften ? 
(Welche sind ihre Statuten ?)
« b) Die Verlagsunternehmungen der Parteien selbst ?
« c) Wie stehen die einzelnen Verlagsunternehmungen der 
organisierten Arbeiterschaft mit einander im Zusammenhang ?
d) Wie werden die Gewinne solcher Verlagsunternehmungen 
verwandt? »
Die Beiträge. —  Das Bureau hat auf den Antrag mehrerer 
Delegirten in Stuttgart beschlossen, das Sekretariat mit der 
Aufstellung eines Verzeichnisses für die Beiträge zu beauftra­
gen, damit diese mit der Stimmenverteilung in Uebereinstim- 
mung gebracht werden (Siehe d. offiz. Bericht Seite 6, N° XII).
Andererseits ist es als notwendig anerkannt worden, dass dem 
Bureau auch eine genügende Summe zur Verfügung gestellt 
wird, die ihn gestattet, die auf dem Pariser Kongresse gefassten 
Beschlüsse zu realisiren. Um dieses Ziel zu erreichen ist es 
offenbar nötig, dass das Budget des Bureaus vergrössert wird. 
Die Einnahmen des Bureaus belaufen sich ungefähr auf 13.000 
Franks, ohne die unsicheren Einkünfte, und auf die Gehälter 
allein entfallen 8/10 dieser Summe. Fügt man noch die Kosten 
der Publikationen hinzu, die Ausgaben für die Delegationen und 
die Bureauausgaben, ohne aber die Auslagen für die Einbände 
mitzurechnen, so wird man zugestehen müssen, dass es unent­
behrlich ist das Budget wenigstens auf 20.000 Frks zu erhöhen. 
Um diese Summe zu erzielen, wobei die unsicheren Einkünfte 
in Rechnung gezogen werden, schlägt das Exekutivkomitee 
vor, sich beim Festsetzen der Minimal bei träge an folgendes 
Princip zu halten, nämlich : jede Sektion oder an geschlossene 
Partei zahlt ein Minimum von 100 Frks. fü r  jede Stimme. Die 
untenangeführte Tabelle soll Ihnen das gegenwärtige, wie das 
neue Budget darstellen. Ebenso wird auf die Differenz der 
beiden Systeme hingewiesen :
Deutschland, 2,500 2.500 000
Oestreich-Böhmen, 1.200 2.000 800
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Frankreich, 1.250 2.000 750
Gross-Britanien, 1.250 2.000 750
Russland, 1.500 2.000 00IT)
Italien, 400 1.500 I.IOO
Vereinigte Staaten, 1.250 1.400 150
Belgien, 1.000 1.200 200
Schweden (12 Stimmen), 500 1.200 700
Ungarn-Kroatien (12 Stimmen) 400 1.200 80O
Dänemark, 800 1.000 200
Polen, 600 1.000 400
Schweiz, 200 1.000 800
Australien, 200 800 600
Finnland, 300 800 5°0
Holland, 400 800 400
Norwegen (8 Stimmen), 200 800 600
Spanien, 200 600 400
Süd-Afrika, 000 500 400
Argentinien, 200 400 200
Chili, 000 400 400
Japan, 100 400 300
Bulgarien. 200 400 200
Rumänien, 100 400 300
Serbien, 100 400 300
Luxemburg, 100 200 100
14.950 26.800 11.850
Diese Tabelle bedarf jedoch einiger Kommentare. Italien 
zahlt jetzt 400 Frks. Obgleich das Bureau diesem Lande 15 
Stimmen gewährt hat, so ist es dennoch nicht sicher anzunehmen, 
dass es im Stande sein wird eine Beitragserhöhung von 1100 
Frks zu bezahlen. Vieilleicht würde die italienische Partei auch 
diesen Beitrag zahlen können, aber dann müsste sie, wie in Stutt­
gart, mit der gewerkschaftlichen Confederatione sich zu einer 
italienischen Sektion konstituiren, welche alle Arbeitergruppen 
umfasst, die auf unseren Kongressen sich vertreten lassen. Die 
Schweiz ist augenblicklich mit 200 Frks belastet, aber ungeach­
tet unserer wiederholten Reklamationen und der weitläufigen 
Korrespondenz, die in dieser Angelegenheit geführt worden ist, 
will sie noch immer nicht ihre Schuld bezahlen. Wir haben 
den Eindruck bekommen, dass diese Situation von der Tatsache 
herrührt, dass die kantonalen Organisationen alle Einkünfte 
absorbieren, während die Nationalorganisation nur über sehr 
bescheidene Mittel verfügt.
t y ö v ä e n l iik k e e n
KIRJASTO
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Zuletzt, betrachten wir für diesen Augenblick den Anschluss 
Japans und Süd-Afrikas eher als nominal. Vielleicht wird auch 
Spanien nür schwerlich statt der 200 Franks, 600 Franks zahlen. 
Aber es scheint uns dass für die anderen Länder die neuen 
Beiträge nicht zu hoch angeschlagen sind und dass sie genau 
den Prinzipien entsprechen, welche von den Mitgliedern des 
Bureaus in Stuttgart formulirt wurden und wobei wir beauftragt 
wurden ein der Gerechtigkeit mehr entsprechendes System 
aus zu arbeiten. Mann kann sagen, dass die unsicheren Ein­
künfte ungefähr auf 4000 Franks zu berechnen sind, so dass der 
nötige Kredit auf 20.000 Franks aufzuschlagen ist.
In Ausführung Ihres Beschlusses schlagen wir darum vor die 
Beiträge für 1909 nach dem folgenden Prinzip festzustellen, 
nämlich : jede angeschlossene Sektion zahlt für jede Stimme 
ein Minimum von 100 Frks.
Die Stuttgarter Resolutionen. —  Der Stuttgarter Kongress 
hat mehrere Resolutionen angenommen, deren Ausführung 
ganz oder teilweise dem Sekretariat anvertraut wurden. Die 
Resolutionen, welche die Beziehungen zwischen Partei und 
Gewerkschaft betreffen, fordern das Sekretariat auf angesichts 
des Kopenhagener Kongresses 1910 einen neuen Bericht über 
diese Frage auszuarbeiten. Dem Wunsche gemäss, der von den 
Deligirten auf den Sektionsversammlungen, wie auch auf der 
Plenarversammlung ausgedrückt wurde, hat das Sekretariat 
sich mit dem Genossen Legien, dem Internationalen Sekretär 
der gewerkschaftlichen Landesorganisationen, in Verbindung 
gesetzt um eine neue Fragenliste auszuarbeiten und die nötigen 
Urkunden zusammenzustellen, welche den Mitgliedern der 
Internationale in dieser Sache den richtigen Aufschluss geben 
könnten. Es sei uns erlaubt hier noch hinzu zufügen, dass wir 
des öfteren verschiedenen Gruppen, nationalen und interna­
tionalen Gewerkschaften, unsere Dienste bieten konnten und 
dass die Beziehungen zwischen dem Bureau und diesen 
Organisationen die besten sind.
Die Resolution über die Ein-undAuswanderung der Arbeiter 
fordert das Bureau auf, eine Enquête anzustellen über die im 
allgemeinen recht schweren Bedingungen, unter welchen die 
Auswanderer gezwungen sind sich einzuschiffen. Ebenso soll 
das Bureau die Auswanderer über die Arbeitsverhältnisse des 
jenigen Landes in Kenntmiss setzen, nach welchem sie sich 
begeben wollen. Um in dieser Frage etwas praktisches leisten zu
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können, setzte sich das Sekretariat mit dem internationalen 
Sekretär der Transportarbeiter, Jochade (Hamburg), in Verbin­
dung. Diese Organisation ist die einzige, welche dem Bureau 
die nötigen Aufschlüsse geben konnte, und wir hoffen dass wir, 
dank ihrer Mitarbeit, auch zu praktischen Resultaten gelangen 
werden.
Die Resolution, welche sich auf den Militarismus und die 
internationalen Konflikte bezieht, wird auf der nächsten 
Bureausitzung besprochen werden (Vorschlag Frankreichs).
Was die Resolutionen über das Frauenstimmrecht und die 
Kolonialpolitik betrifft, so wurde mit ihrer Verwirklichung das 
Sekretariat nich belastet.
Die nächste Bureausitzung. — Ende Mai empfingen wir von 
der britischen Sektion ein Schreiben, in welchem dieselbe das 
Komitee ersuchte unmittelbar, und wenn möglich schon Anfang 
Juni, eine Sitzung des Bureau Zusammenkommen zu lassen, auf 
welcher die schon auf dem Stuttgarter Kongress aufgeworfene 
Frage zu prüfen wäre, nämlich : die Zulassung der nicht 
sozialistischen aber mit den sozialistischen Parteien alliierten 
Organisationen zu unseren Interternationalen Kongressen 
(Siehe etwas höher die Auslegung der Statute?!). Wir haben uns 
gleich mit unseren Nachbarn, den Deligirten Deutschlandsund 
Frankreichs, beratschlagt und von denselben die Antwort 
bekommen, dass sie einverstanden sind mit der Meinung des 
Exekutivkomitee, welches es für unmöglich hält in solcher 
kurzen Zeit das Bureau zusammenberufen zu können. Deutsch­
land, Frankreich und Belgien schlagen deshalb vor, im 
Oktober die Bureausitzung abzuhalten. Deutschland zieht den 
Anfang Oktober vor, weil am 20. Oktober der Reichstag 
zusammenkommt. Frankreich wünscht dass die Sitzung vor, 
oder gleich nach dem Kongress stattfindet, welcher acht Tage 
nach dem Kongress der Confédération Générale du Travail 
stattfinden soll, dessen Eröffungstag unglücklicher Weise aber 
noch nicht festgesetzt ist. England schliesst sich dem Vor­
schläge an die Bureausitzung im Oktober einszuberufen und 
giebt seinen Vorzug dem 18 Oktober.
Wir bitten die Mitglieder der anderen Sektionen uns 
mitteilen zu wollen, ob sie dem Vorschläge Frankreichs, 
Deutschlands, Englands und Belgien beistimmen und welchen 
Sonntag in October sie vorziehen.
Sonnabend werden die sozialistischen Journalisten zusammen-
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berufen (Stuttgarter Resolution) ; Sonntag das Bureau und 
Montag (den Statuten gemäss) die Interparlementarische Kom­
mission.
Die Genossen Vaillant und Jaurès haben uns gebeten, 
ausserdem noch eine Frage in die Tagesordnung aufzunehmen, 
welche sie wie folgt formulirt heben :
« Gemeinsames Vorgehen der Proletarier und Sozialisten der 
betreffenden Länder, um Europäische und Colonialconflicte zu 
verhüten, mit denen mis die Regierungen dieser I^änder, sei es 
durch ihr Einverständnis, ihre Zwietracht oder ihre Intriguen, 
bedrohen.
« Es ist nicht nötig, dass wir noch besonders hierauf 
andringen. Vor dem Kongress und dann durch den Kon­
gress selbst ist das Internationale Sozialistische Bureau beauf­
tragt worden, dieser Frage seine ganze Aufmerksamkeit 
zuzuwenden. Und was die Tatsachen anbetrifft, so ist es jetzt 
ganz klar, dass die Diplomatie mehr als je in Begriffe ist eher 
Gruppierungen des Konflikts zu schaffen, als solche, die den 
Frieden garantiren. Auch die kapitalistische Presse geht auf das­
selbe los und sie zeigt das klar, indem sie versucht der 
sonst ganz vortrefflichen Annäherung zwischen England 
und Frankreich einen mehr kriegerischen, als friedlichen 
Charakter zu verleihen, während der imperialistische Panger- 
manismus seinerseits zu den selben Zweck alle Missgriffe des 
marokanischen Raubgangs ausnutzt. »
Die Interparlamentarische Kommission. — Die Sessionen der 
meisten Parlamente sind schon bald zu Ende. Es wird daher 
am Platze sein die Sekretäre des interparlamentarischen Grup­
pen daran zu erinnern uns einen kurzen Bericht über die voll­
endeten Arbeiten seit Oktober 1907 zukommen zu lassen. Wir 
werden dann diese Schriftstücke übersetzen und an alle ange­
schlossenen Parteien versenden. Wir benutzen die Gelegenheit 
um Ihre Aufmerksamkeit besonders auf Artikel 5 der Interpar­
lamentarischen Kommissionsstatuten zu lenken, die in Stuttgart 
angenommen wurden.
Der erwähnte Artikel lautet :
a) Jede parlamentarische Gruppe hat durch Korrespondenzen 
und Urkundeneinsendung die Interparlamentarische Kommis­
sion über ihre Tätigkeit und die Arbeitergesetzgebung auf dem 
laufenden zu erhalten.
Die Interparlamentarische Kommission hat zur Aufgabe über 
die eingegangenen Anfragen durch Zusendung von Urkunden 
und Mitteilungen die nötigen Auskünfte zu erteilen.
Zu diesem Zweck, hat dieselbe über die an sie gerichteten 
Anfragen durch kurze Uebersichte, Texte der angenommenen
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Gesetze, wie auch durch Anstellung spezieller Enqueten, über 
bestimmte auf der Tagesordnung stehenden Fragen, die nötigen 
Aufschlüsse zu geben ;
b) Durch die Mitteilung von Gesetzesvorlagen einer parla­
mentarischen Gruppe über Fragen, die auf der Tagesordnung 
stehen, veranlasst die Interparlamentarische Kommission auch 
die anderen parlamentarischen Gruppen ähnliche und den 
Bedingungen ihres Landes entsprechende Projekte einzurei­
chen, welche doch aber so viel als möglich zur gleichen Zeit 
mit den ersten übereinstimmen müssen ;
c) Die sozialistischen Fraktionen der einzelnen Laender sind 
verpflichtet alle ihre Anträge dem internationalen Bureau einzu­
senden. Das Bureau ist gehalten dieselben zu veröffentlichen 
und den Fraktionen zu gegeben Fällen alles ihm zugängliche 
Informationsmaterial zur Verfügung zu stellen. Das Bureau 
wird weiter ermächtigt auf Antrag einzelner Fraktionen über 
besondere aktuelle Fragen der Gesetzgebung Enqueten zu 
veranstalten.
Bis jetzt, haben wir folgende Dokumente erhalten :
A ) Die Motivbegründungen des Genossen Van K ol über die 
Kohlengrnbenfrage.
Die Vorlage setzt fest, dass Konzessionen nur Kraft eines 
Gesetzes verliehen werden. Um den Genossen Van Kol in dieser 
Sache zu unterstützen, hat die parlamentarische Fraktion 
Frankreichs durch unsere Vermittlung demselben die Texte 
der französischen Projekte über die Grubenfrage zugehen lassen.
b ) Den Bericht der parlamentarischen Gruppe Dänemarks. 
Unten drucken wir den von Genossen Knudsen Unterzeichneten 
Text ab :
In Uebereinstimmung mit dem Beschlüsse des internatio­
nalen sozialistischen Kongresses in Stuttgart 1907, teile ich 
Ihnen mit dass die sozialdemokratischen Mitglieder des dä­
nischen Reichstages, in unserem Folketing (Deputiertenkam­
mer) einen Gesetzentwurf eingebracht haben betr. Einführung  
des Allgemeinen Stimmrechts fü r  Frauen und deren Wähl­
barkeit zu dem daenischen Reichstagey sowohl zu dem 
Folketing wie zu dem Landsting (Senat). Zu gleicher Zeit 
haben wir eine bedeutende Herabsetzung des Wahlrechtsalters 
fü r  die Mae?iner vorgeschlagen.
Der Gesetzentwurf enthält übrigens folgende Bestimmungen :
Das Stimmrecht zu den beiden Kammern des Reichtages —  
Folketing und Landsting —  wird allen Männern und Frauen 
vom 21. Lebensjahre an erteilt. Das Stimmrecht soll ein allge­
meines sein, ohne Rücksicht darauf, ob der Betr. Steuern bezahlt 
oder nicht, und ohne Rücksicht darauf, ob die betr Person 
im privaten Dienstverhältnisse steht oder nicht. Sowohl 
verheiratete wie unverheiratete Frauen sollen das Stimmrecht 
erhalten.
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Die Wählbarkeit, ebenfalls zu beiden Kammern des Reich­
stages, welche jetzt nur den Männern zusteht, wird auch auf 
die Frauen ausgedehnt. Sowohl die Männer wie die Frauen 
sollen von ihrem 25. Lebensjahre ab wählbar sein. Diese Alters­
grenze ist die jetzt für die Männer geltende. Im Uebrigen 
gelten für die Wählbarkeit dieselben Regeln wie für das 
Stimmrecht.
Bei der Wahl zu dem Landsting (Senat) sind die Wähler 
jetzt in zwei Klassen eingeteilt, nämlich in die allgemeine 
Wählerklasse, welche aus sämtlichen Wählern zu dem Folketing 
besteht und für welche das allgemeine Stimmrecht das einzig 
massgebende ist, und in die höchstbesteuerte Wählerklasse, 
welche die grösseren und grössten Steurzahler umfasst. Obgleich 
wir ja Gegner dieser Klasseneinteilung sind, ebenso wie wir 
Gegner des Zweikammersystems sind, haben wir jedoch bei 
dieser Gelegenheit die Frage betr. Abschaffung der höchsbe- 
steuerten Wählerklasse nicht stellen wollen, weil dieser als ein 
Hindernis beträchtet werden muss für die Erzielung des 
Frauen-Stimmrechts und für deren Wählbarkeit, und ebenfalls 
für die Herabsetzung des Wahlrechtsalters. Dagegen haben 
wir auch in der hochstbesteuerten Wählerklasse Männer und 
Frauen gleichgestellt, indem wir vorschlugen, dass wenn ein 
Ehemann als Familien-Oberhaupt für das gemeinschaftliche 
Einkommen, oder auf das spezieile Einkommen der Frau 
direkte Steuern bezahlt hat, werden beide als Steuerzahler 
betrachtet.
Die einschlägigen Bestimmungen in unserem gegenwärtigen 
Grundgesetz, welche wir durch unseren Gesetzentwurf zu 
verändern suchen, sind folgende :
« Das Wahlrecht zum Folketing und zu der allgemeinen 
Wählerklasse zum Landsting tritt mit dem 30. Lebensjahre ein 
und gilt nur für Männer.
Personen, welche im privaten Dienstverhältnisse stehen 
(Gesinde) haben kein Wahlrecht.
Die Wählbarkeit gilt nur für Männer, welche das 25. 
Lebensjahr erreicht haben und welche im übrigen die für das 
Stimmrecht getroffenen Bestimmungen erfüllen .
Der Gesetzenwurf wurde am 9 Oktober im Folketing vorge­
legt, also 2 Tage nach Eröffnung der Session. Er kam am 
Dezember zur ersten Behandlung im Folketing und wurde einer 
Kommission übergeben, deren Beschlüsse schon so früh vor­
liegen können, dass die Durchführung der Sache noch in der 
gegenwärtigen Session möglich ist.
« Am Sonntag den 26 Januar wurde hier in Kopenhagen eine 
grosse Frauen-Versammlung abgehalten zu dem Zweck, die 
Durchführung des von der Sozialdemokratie im dänischen 
Reichstage eingebrachten Gesetzentwurfes betr. des politischen 
Frauen-Stimmrechts zu verlangen, sowie die Frauen zu einer 
kräftigen Teilnahme an den kommunalen Wahlen, betr. welchen 
noch in der jetzigen Session des Reichstags ein Gesetz sicher 
zur Durchführung kommen wird, aufzufordern. Die Versamm­
lung zählte über 1000 Teilnehmer —  so viele als in dem Saale 
Platz finden konnten —  während eine sehr grosse Zahl von
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Frauen, welche ebenfalss der Versammlung beizuwohnen 
wünschten, unverichtetersache, wegen Platzmangel, wieder 
Weggehen mussten.
Mit Rücksicht auf das in der Resolution erwähnte Kom­
munale Stimmrecht will ich folgendes anführen :
Der Gesetzentwurf über das erweiterte Wahlrecht, welcher 
in der jetzigen Session sehr wahrscheinlich angenommen wird, 
geht darauf aus, den Frauen dasselbe Stimmrecht und dieselbe 
Wählbarkeit einzuräumen, welche die Männer besitzen. Das 
Stimmrecht und die Wählbarkeit tritt mit dem 25. Lebensjahre 
ein und ist, ebenso wie bei den Männern an eine direkte Steuer 
gebunden. In Kopenhagen wird das Stimmrecht erreicht durch 
Bezahlung der Steuer auf em Einkommen von jährlich 800 Kr. 
(1100 Fcs). Dieses ist hier in Kopenhagen die niedrigste 
Steuerstufe, indem alle niedrigeren Einkommen steuerfrei 
sind.. In der Provinz sind die Steuerstufen niedriger als in 
Kopenhagen, aber da eine jede direkte Steuer das Wahlrecht 
mit sich führt, ist dieses etwas ausgedehnter in der Provinz als 
in Kopenhagen. Im übrigen soll das Wahlrecht sowohl den 
verheirateten wie den unverheirateten Frauen erteilt werden.
Verheiratete Frauen erhalten sowohl Stimmrecht wie 
W ählbarkeit wenn ihr Ehemann eine direkte Steuer bezahlt. 
Ebenfalls erhalten Frauen, welche in einen privaten Dienstver- 
hältniss stehen (Dienstmädchen) Stimmrecht und Wählbarbeit, 
wenn sie eine direkte Steuer bezahlen. Das Gesetz wird zu :a 
ersten Mal im Jahre 1909 zur Anwendung kommen. Dejenigen, 
welche sich das Wahlrecht erwerben wollen, müssen sich schon 
in diesem Jahr (1908) zur Steuer einschätzen.
Die oben erwähnte Versammlung nahm einstimmig folgende 
Resolution an :
« Die Kopenhagener Frauen, versammelt am Sonntag den 26 
Januar in Wittmäcks Lokal, in einer Anzahl von 1000, ersuchen 
die Regierung und den Reichstag eindringlichste den von der 
Sozialdemokratie in der gegenwärtigen Session eingebrachten 
Gesetzentwurf betr. Aenderung des Grundgesetzes, wodurch 
das politische Wahlrecht auf alle unbescholtene erwachsene 
Frauen und Männer erweitert wird, mit allen Kräften zu 
fordern ; ferner werden alle unverheiratete Frauen, welche im 
März 1909 das 26. Lebensjahr erreichen, eindr in glichst a uf ge­
fordert, sich in eine Einkommensteuer von mindestens 800 Kr. 
Einkommen einzuschätzen um dadurch sich das kommunale 
Wahlrecht zu sichern, und ebense werden alle verheirateten 
Frauen aufgefordert, ihre Männer daran zu erinneren sich in 
eine Steuer von mindestens 800 Kr. jährliches Einkommen 
einzuschätzen, damit sowohl Mann als Frau vom März 1909 
ab wahlberechtigt werden.»
Die Versammlung macht es jedem einzelnen Teilnehmer zur 
Pflicht für die gewerkschaftliche und politische Organisation 
der Frauen zu wirken als ein notwendiges Mittel zur Hebung 
der Lebenshaltung der arbeitenden Frau und ihrer Aufklärung 
und ihrem gesellschaftlichen Bewusstsein :
Und erklärt, dass nur durch die Sozialdemokratie und durch
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den Sozialismus die volle Freiheit sowohl für die Frau als für 
den arbeitenden Mann erreicht werden kann, d. h. die Befreiung 
der gesamten Menschheit ohne Rücksicht auf. Geschlecht, 
Rasse oder Nationalität. »
In der Versammlung, welche von den in der Sozialdemokratie 
organisierten Frauen-Organisationen einberufen war, traten 
folgende Redner a u f:
Frau Olivia Nielse?!, Vorsitzender des Arbeiter-Frauen 
Verbandes.
Fräul. Henriette Crone, Vorsitzende der Fachvereins der 
weiblichen Druckereiarbeiter.
Frau Emma Peter sen, Vorsitzende des Verbandes der 
Näherinnen.
Frau Andrea Brochmann, Vorsitzende der Fachvereins der 
weiblichen Herrenschneider.
Frau Louise Nörlund, Kommunelehrerin, und
Frau Olivia Hansen, Vorsitzende der weiblichen Brauereiar­
beiterverbandes.
Da diese Namen, aller Wahrscheinlichkeit nach, auch in der 
künftigen Frauen-Wahlrechtsbewegung hier im Lande zum 
Vorschein kommen werden, nehme ich an dass es für unsere 
Genossen im Auslande von Interesse sein dürfte, diese Namen 
kennen zu lernen.
Proteste und Sympathiebekundigungen. —  Nach der Ver­
sammlung der Interparlamentarischen Kommission in Stuttgart 
haben wir erhalten :
a) Einen Brief vom Genossen Bissolati, Deputirten des italie­
nischen Parlaments, welcher uns mitteilt, dass er im Parlament 
über die Verhaftung der Deputirten der IIen Douma einen Pro­
testantrag gestellt hat.
b) Einen Brief vom Genossen Dragischa Laptschewitsch, 
Sozialistischen Deputirten Serbiens, in welchem er anzeigt, dass 
er in derselben Frage die serbische Regierung interpellirt hat. 
Er setzt uns ebenfalls in Kenntniss, dass das serbische Parla­
ment durch sein Verhalten das Verdammungsurteil über die 
zarische Repression ausgesprochen hat.
c) Eine Sympathieadresse der parlamentarischen Gruppe 
Belgiens an die Deputirten der Duma und einen Brief, welcher 
uns anzeigt, dass Genosse Vandervelde im belgischen Parlament 
gegen die willkürliche Verhaftung der russischen Deputirten 
protestiert hat.
Aehnliche Manifestationen haben in den meisten Parla­
menten Europas, wie in Frankreich, England, Deutschland und 
in den skandinavischen Staaten stattgefunden. Offiziell sind wir 
davon nicht in Kenntniss gesetzt worden, aber alle Zeitschriften
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Traben die Worte unserer Kamaraden welche, dadurch ein leben­
diges Zeugniss ihrer internationalen Solidarität an den Tag 
legten, abgedruckt.
Fragen —  i° Die parlementarische Gruppe Schwedens 
bittet uns ihr den Text der Gesetzesvorlagen, Amendemente 
etc. betreffend die Frage über Arbeiterpensionirwig so bald wie 
möglich zugehen lassen. Um die Lösung dieses Problems zu 
beschleunigen hat man in Schweden eine offizielle Kommission 
ernannt und unsere schwedischen Genossen rechnen darauf 
dass die Proletarier anderer Länder sie mit reichem und 
genauem Dokumentenmaterial unterstützen werden.
2. —  Vom Genossen H. Stübbe, Hamburg, haben wir 
folgenden Brief erhalten :
« In Deutschland werden eine grosse Anzahl Bauten 
(Häuser) von Leuten ausgeführt die keinen Pfennig Geld 
besitzen und die von den Kapitalisten nur als Strohmänner 
benutzt werden. Die Arbeiter haben durch diese Leute schwer 
zu leiden. Gewöhnlich sind diese Sorte Bauunternehmer mit 
allen Hunden gehetzt und verstehen durch ihr sicheres Auftreten 
die Arbeiter zu taüschen. Die Arbeiten an den Bauten lassen 
sie für gewöhnlich in Akkord ausführen, wobei wöchentliche 
oder zweiwöchentliche Abschlagszahlungen gegeben werden. 
Oft kommt es aber vor, dass die Abschlagszahlungen ausblei- 
ben ; dann sind die Arbeiter nicht nur um ihren Wochenlohm 
betrogen, sondern in den meisten Fällen auch um den Ueber- 
schuss der verdienten Akkordlöhne. Von den Baulöwen —  wie 
diese Leute genannt werden —  ist selten etwas zu holen.
Die Gewerkschaften erheben deshalb die Forderung, dass 
der Lohn bei allen Bauten sicher zu stellen ist, d. h. der Bauherr 
hat den Lohn vorher zu hinterlegen, bevor er anfangen darf zu 
bauen.
Sollten derartige Lohnsicherungen durch Gesetze oder Verord­
nungen in anderen Staaten existieren und Sie im Besitz haben, 
so bitte ich freundlichst um Zusendung. »
Mit Parteigruss, Ihr H. Stu e bb e .
Wir bitten die Parlamentarischen Gruppen in dieser Ange­
legenheit uns die nötigen Dokumente zuschicken zu wollen.
3. —  Welche Veränderungen sind in dem Bestand ihrer 
parlamentarischen Gruppe seit 1907 vorgenommen ?
Wir bitten die Sekretäre der parlamentarischen Gruppen uns 
bald diese Frage zu beantworten.
F ür das Exekutivkomitee 
des /. 5. B . und der I . K .
Der Sekretär:
Cam ille  H UYSM ANS.

